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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Mit einer Motion wollte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) den Bundesrat im Dezember 2019
damit beauftragen, das Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG) so zu ändern, dass
qualifizierte Mitarbeitende aus Drittstaaten, eine Aufenthaltsbewilligung erhalten
könnten, ohne dem bestehenden Kontingentierungssystem zu unterliegen.
Bedingungen dafür wären ein unbefristeter Arbeitsvertrag, Arbeit in einer Branche mit
tiefer Arbeitslosigkeit, hohe Qualifikation der Tätigkeit sowie ein hohes Salär. So
bestehe in der Schweiz ein Mangel an qualifizierten Fachkräften. Der Bundesrat
beantragte, die Motion abzulehnen, zumal die Kontingente für qualifizierte
Arbeitskräfte aus Drittstaaten in den letzten Jahren schrittweise erhöht worden seien
und nun von der Schweizer Wirtschaft nicht mehr vollständig ausgeschöpft würden. Vor
einer Systemänderung sollen zudem alle möglichen Alternativen geprüft werden, wie es
auch das Postulat Nantermod (fdp, VS; Po. 19.3651) vorsieht. In der Herbstsession 2021
fügte Bundesrätin Karin Keller-Sutter (fdp) an, dass Drittstaatsangehörige mit einem
schweizerischen Hochschulabschluss aus Bereichen mit ausgewiesenem
Fachkräftemangel mit der Umsetzung der Motion Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3067) bereits
unbürokratisch in der Schweiz bleiben könnten. Der Nationalrat lehnte die Motion mit
116 zu 65 Stimmen (bei 11 Enthaltung) ab. Unterstützung erhielt sie lediglich von der
Grünliberalen- und der FDP.Liberalen-Fraktion. 1

MOTION
DATUM: 19.12.2019
GIADA GIANOLA

Ende September 2023 reichte Mustafa Atici (sp, BS) ein Postulat ein, mit dem er einen
Bericht über mögliche Massnahmen zur Milderung des Fachkräftemangels in den
nächsten beiden Jahrzehnten verlangte. Den Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung
des BFS zufolge könne der Arbeitskräftemangel durch die Migration von Personen aus
anderen Ländern ausgeglichen werden, so der Motionär. Da aber auch die EU- und
EFTA-Länder von einem Arbeitskräftemangel betroffen seien, müssten verstärkte
«Rekrutierungsschwierigkeiten» aus diesen Ländern in Betracht gezogen und die
Auswirkungen einer Ausbildungsoffensive abgeschätzt und gegebenenfalls eine
Erhöhung der Drittstaatenmigration ins Auge gefasst werden. Zu einer Abschätzung des
zukünftigen Fachkräftemangels müsse nicht zuletzt auch die demografische Alterung
der Schweizer Bevölkerung und diejenige in den wichtigsten Herkunftsländern sowie
der Wandel des inländischen Arbeitsmarktes berücksichtigt werden. 
In seiner Stellungnahme vom November 2023 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen, da die verlangten Anliegen bereits anderweitig berücksichtigt würden. Wie
bereits in seiner Antwort auf das Postulat Müller (mitte, LU) (Po. 23.3380) angedeutet,
sei der Bundesrat bereit, die Ursachen und Auswirkungen des Fachkräftemangels auf
die Wirtschaft und den Wohlstand der Schweiz in einem Bericht näher zu untersuchen.
Zudem überprüfe der Bundesrat in Beantwortung des Postulats Nantermod (fdp, VS)
(Po. 19.3651) bereits das System der Arbeitsmarktzulassung von Drittstaatsangehörigen.
Ferner solle auch die Umsetzung der Motion Dobler (fdp, SG) (Mo.17.3067) diesbezüglich
weitere Erleichterungen bringen.

Anfang Dezember 2023 wurde die Motion unbehandelt abgeschrieben, weil Atici bei
den Eidgenössischen Wahlen im Oktober 2023 nicht wiedergewählt worden war und
niemand das Anliegen übernahm. 2

POSTULAT
DATUM: 07.12.2023
GIADA GIANOLA
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

In Erfüllung einer Motion Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3067) eröffnete der Bundesrat Ende
Oktober 2021 die Vernehmlassung zu seinem Vorentwurf zu einer Änderung des
Ausländer- und Integrationsgesetzes, mit der er Personen ohne Schweizer Pass aber
mit Schweizer Hochschulabschluss (Master oder Doktorat) den Einstieg in den
Arbeitsmarkt erleichtern will. Dadurch, dass diese Personengruppe zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit in Bereichen mit «ausgewiesenem Fachkräftemangel» von geltenden
Höchstzahlen für Aufenthaltsbewilligungen ausgenommen werden, soll besagter
Fachkräftemangel abgeschwächt werden. Die Vernehmlassung dauert bis Februar
2022. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.10.2021
MARLÈNE GERBER

Im Oktober 2022 veröffentlichte der Bundesrat einen Ergebnisbericht zur
Vernehmlassung eines Vorentwurfs zur Änderung des AIG. Die Gesetzesänderung
beabsichtigt die Einführung erleichterter Zulassungsbedingungen in den Arbeitsmarkt
für Personen ohne Schweizer Pass aber mit Schweizer Hochschulabschluss. 23 von 25
stellungnehmenden Kantonen stimmten dem Entwurf zu, während sich lediglich der
Kanton Zug dagegen positionierte und der Kanton Bern der Vorlage nur unter der
Bedingung Unterstützung zusagte, dass die Zulassung und der Aufenthalt tatsächlich an
die Erwerbstätigkeit geknüpft werde. Der Kanton Zug bemängelte, dass die
beabsichtigte Gesetzesänderung eine zu breite Bevölkerungsgruppe umfasse. Die FDP,
die GLP und die Mitte unterstützten den Gesetzesentwurf vollends, die SP lediglich im
Grundsatz und die SVP sprach sich vehement dagegen aus, da dadurch die
Nettozuwanderung erhöht werden würde. Die SP war der Ansicht, dass die Hürden im
vorliegenden Entwurf zu hoch gefasst seien und nicht nur Arbeitnehmende mit
Hochschulabschluss berücksichtigt werden sollten. Weiter äusserten auch
Dachverbände der Wirtschaft, namentlich der SAV, der SGV, der SGB und
economiesuisse, Unterstützung für den Vernehmlassungsentwurf. Für Travail.Suisse
fehlte hingegen in der Vorlage eine Einschätzung, welchen Einfluss die
Gesetzesänderung in Zukunft auf den Schweizer Arbeitsmarkt haben könnte. Daneben
bekundeten 32 interessierte Kreise Interesse an der Vorlage und begrüssten diese –
darunter Organisationen aus dem Hochschul- und Wirtschaftsbereich und dem
Gastgewerbe.
Obschon ein Grossteil der Vernehmlassungsteilnehmenden die Vorlage also im Grunde
unterstützte, wurde Kritik am Entwurf geäussert. Während eine Reihe von
Teilnehmenden begrüsste, dass die Motion Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3067) im Rahmen
einer Änderung des AIG durchgesetzt werde, wünschte sich die FDP angesichts der
zeitlichen Dringlichkeit lieber eine Umsetzung auf Verordnungsstufe. Unter anderem
äusserte der SGB Bedenken, dass die Schweiz mit entsprechenden Bestimmungen ihren
Status als «Brain-Drain-Profiteurin» weiter verstärken könnte und wünschte sich eine
verstärkte Zusammenarbeit mit von Brain-Drain betroffenen Staaten sowie
entsprechende bilaterale Austauschprogramme. Die SVP dagegen forderte, dass diese
Personengruppe weiterhin in das Gesamtkontingent an erteilten
Aufenthaltsbewilligungen fallen solle, ausländische Studierende mindestens die Hälfte
der Kosten für das Studium selber tragen müssen und die erleichterte Zulassung zum
Schweizer Arbeitsmarkt ausschliesslich Absolvierenden aus dem MINT-Bereich offen
stehen solle. Tourismus- und Gastgewerbeorganisationen sowie Hotelfachschulen
schliesslich schlugen vor, den Geltungsbereich der Änderung auf «Ausländerinnen und
Ausländern mit Schweizer Abschluss der Tertiärstufe» auszuweiten, statt sich lediglich
auf Hochschulabsolventinnen und -absolventen zu konzentrieren. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.10.2022
VIKTORIA KIPFER

1) AB NR, 2021, S. 2029; Mo. 19.4517
2) Po. 23.4267
3) Medienmitteilung BR, EJPD, SEM vom 27.10.21
4) Ergebnisbericht BR vom 20.10.22
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